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1. Kapitel 

Einleitung 

I. Umweltschutzrecht und Rom II-Verordnung 

Die zunehmende Bedrohung der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage 
des Menschen macht den Umweltschutz zum zentralen gesellschaftlichen 
Thema. Hierzu trägt freilich auch die Diskussion um den Klimawandel 
durch die Emission von Treibhausgasen und die wachsende Bedeutung der 
Umwelttechnologie gerade als Zukunftsindustrie bei. Die erhöhte Auf-
merksamkeit, die der Umwelt entgegengebracht wird, hat einen deutlichen 
Niederschlag in nationalen Rechtsordnungen sowie im Europa- und Völ-
kerrecht gefunden.  

1. Umweltschutzrecht 

Der Umweltschutz umfasst alle notwendigen Maßnahmen zur Sicherung 
und Erhaltung eines gesunden Lebensraumes für den Menschen. Das be-
deutet, den Boden, das Wasser, die Luft und die Tier- und Pflanzenwelt 
vor den nachteiligen Auswirkungen menschlichen Verhaltens zu schützen 
und die entstandenen Schäden und Nachteile zu beseitigen.1 

Das Umweltschutzrecht versucht, diese Zwecke auf verschiedene Weise 
zu erreichen. Auf der einen Seite dient das Umweltverwaltungsrecht – 
hauptsächlich als Umweltordnungsrecht – der Durchführung von Umwelt-
schutzaktivitäten, der Lenkung von umweltrelevantem Verhalten Privater 
und so auch der allgemeinen oder gezielten Prävention von Umweltbeein-
trächtigungen. Auf der anderen Seite tritt das Umwelthaftungsrecht ergän-
zend hinzu.2 Mittelbar dient es der Verhaltenssteuerung und Prävention 
von Umweltschäden, seine unmittelbare Hauptfunktion ist indes die Wie-
derherstellung von umweltrelevanten Beschädigungen, deren Ausgleich 
und die Entschädigung der Betroffenen. Zur Verwirklichung dieser Funk-
tionen sind verschiedene Lösungswege entwickelt worden, die zum Groß-
teil schon in der Praxis durchgeführt wurden.  

                                                 
1 In diesem Sinne das Umweltprogramm der Bundesregierung 1971, BT-Drucks. 

VI/2710. 
2 Überblick über die Instrumente des Umweltschutzrechts bei Lübbe-Wolff, NVwZ 

2001, 481. 
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Zu diesen Instrumenten des Umweltschutzes gehört unter anderem die 
klassische, vor den Zivilgerichten geltend zu machende Umwelthaftung für 
Umweltbeeinträchtigungen, die sich in Schäden an Individualrechtsgütern 
niederschlagen. Diese wird neuerdings durch eine – zivilrechtlich anmu-
tende – Haftung von Privaten gegenüber dem Staat ergänzt, die auch der 
Prävention und Sanierung von Schäden an Allgemeingütern, beispielswei-
se der Landschaft, dient. Hier ist insbesondere die Umwelthaftungsricht-
linie3 zu nennen, die eine Verantwortlichkeit der Verursacher von Umwelt-
schäden gegenüber der Allgemeinheit konstituiert, welche durch die staat-
lichen Behörden geltend gemacht werden soll. Die Verpflichtung zum 
Schadensersatz selbst richtet sich nach zivilrechtlichen Regeln. Allerdings 
sind nur die Mitgliedstaaten selbst anspruchsberechtigt, was wiederum die 
Frage nach der Durchsetzung der Ansprüche – vor den ordentlichen Ge-
richten oder im Wege von Verwaltungsakten im Subordinationsverhältnis 
– nach sich zieht. Bislang mussten Schädiger von Umweltgütern, die 
eigentumsrechtlich nicht zugeordnet sind, nicht fürchten, die von ihnen 
verursachten Schäden kompensieren zu müssen. Denn sowohl das allge-
meine Zivilrecht als auch spezialgesetzliche Regelungen knüpfen stets an 
einer Zuordnung des geschädigten Gutes zu einem Rechtsubjekt an. Zahl-
reiche Umweltgüter, namentlich das Gut der Artenvielfalt, sind aber regel-
mäßig keinen Rechtssubjekten zugeordnet, es handelt sich vielmehr um 
Gemeinschaftsgüter. Auch die Bezifferung von eventuellen Schäden wird 
sich in diesem Zusammenhang als problematisch erweisen.4 

Ein weiterer Weg ist es, Entschädigungsfonds einzurichten, in die alle 
Emittenten und somit potentiellen Schädiger einzahlen und aus dem 
Geschädigte einfach und schnell kompensiert werden können. Derartige 
Umweltschadensfonds findet man unter anderem für bestimmte besonders 
umweltschädigungsanfällige Branchen.5  

Interessant ist auch ein Ansatz, der von dem Ökonomen Ronald Coase 
zur Internalisierung externer negativer Umwelteffekte entwickelt wurde. 

                                                 
3 Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.4.2004 

über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden, ABl. EU L 
143, 56 v. 30.4.2004. 

4 Vgl. Führ/Lewin/Roller, NuR 2006, 67 mwN. – In Deutschland wurde die Umwelt-
haftungsrichtlinie durch das Umweltschadensgesetz v. 10.5.2007 (BGBl. I, S. 666) 
umgesetzt. 

5 Umweltschadensfonds gibt es unter anderem in Form des Ölverschmutzungsfonds, 
der im Rahmen des MARPOL-Übereinkommens (Internationale Übereinkommen zur 
Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe von 1973 mit Zusatzprotokoll von 
1978) besteht. Im Einzelnen zu Umweltentschädigungsfonds: Hohloch, S. 22 ff. Kritisiert 
wird an den Fondslösungen, dass sie das Zurechnungsproblem im Umwelthaftungsrecht 
gerade nicht lösen könne, sondern dieses nur weiter nach vorne zur Auswahl der 
potentiellen Schädiger verschieben; Müller-Chen, SZIER 1997, 213 (238 f.). 
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Nach dem sogenannten Coase-Theorem sollen sich Schädiger und Geschä-
digter freiwillig auf eine Kompensation einigen. So beteiligt sich auch der 
Geschädigte, ebenfalls ein Nutzer des Gutes Umwelt, an den Kosten der 
Beseitigung der Verschmutzung. Das Coase-Theorem, das der Internalisie-
rung negativer externer Effekte dienen soll, soll das Problem der umwelt-
schädigenden Industrieproduktion lösen. Dadurch dass sich Schädiger und 
Geschädigter freiwillig einigen – wobei es keine Rolle spielt, wer sich an 
der Umwelt versündigt hat – wird das Verursacherprinzip außer Kraft ge-
setzt. Der Ansatz war großer Kritik ausgesetzt, da sich so auch der Geschä-
digte letzten Endes an den Kosten der Umweltverschmutzung beteiligt. Be-
gründet wird dies damit, dass negative externe Umwelteffekte reziproker 
Natur sind. Sowohl Schädiger als auch Geschädigter beanspruchen das Gut 
Umwelt. So entsteht Knappheit an sauberer Umwelt und somit ein negati-
ver externer Effekt. Die Parteien sollen so lange verhandeln, bis sie das 
Pareto-Optimum erreichen. An diesem Punkt kann sich ein Verhandlungs-
partner nicht mehr besserstellen, ohne dass der andere Nachteile erleidet.6  

Hinzu kommen weitere Ansätze, die zwar nicht der konkreten Scha-
denskompensation dienen, aber auch als ökonomische Instrumente die 
Verhaltenssteuerung und die Prävention von Umweltschäden unterstützen. 
Hierzu gehören Umweltabgaben, die primär eine Lenkungsfunktion haben 
– so genannte Pigou-Steuern7 – und handelbare Umweltnutzungsrechte – 
wie zum Beispiel Emissionszertifikate.8 

                                                 
6 Folgendes Beispiel wird angeführt: Unternehmen A leitet seine Abwässer in einen 

Fluss, aus dem Unternehmen B Wasser für seine Produktion schöpft. Das verschmutzte 
Wasser beeinträchtigt diese Produktion. A könnte nun klassisch an B Entschädigungen 
zahlen. Ebenso könnte allerdings auch B an A zahlen, zum Beispiel damit A bessere 
Filter installiert. Siehe hierzu auch: MüKo-Wagner, 5.A. (2009), Vor § 823, Rn. 45 
mwN.  

7 Pigou-Steuern sind Lenkungsabgaben, die weniger einem fiskalischen Zweck als 
vielmehr der gezielten Verhaltenssteuerung dienen. Derartige Umweltabgaben beeinflus-
sen umweltrelevantes Verhalten dadurch, dass sie die Benutzung der Umwelt verteuern. 
Ansatzpunkt ist hier der Preis, den der Staat für die jeweilige Umweltnutzung festlegt; 
siehe auch Lübbe-Wolf, NVwZ 2001, 481 (486 f.). Die deutsche Ökosteuer kann auf-
grund ihrer Ausgestaltung nur eingeschränkt als Beispiel dienen, da Unternehmen, die 
sehr viel Energie verbrauchen, lediglich einen ermäßigten Satz zahlen. Da für diese 
Unternehmen der Anreiz zur Energieeinsparung sinkt, ist das Prinzip der Pigou-Steuer 
nicht vollständig durchgesetzt worden. 

8 Der Handel mit Emissionszertifikaten hat das Ziel, Schadstoffemissionen mit mög-
lichst geringen volkswirtschaftlichen Kosten zu verringern. Im Gegensatz zu den Um-
weltabgaben setzt dieser Ansatz bei der Menge der Emissionen an, die durch den Staat 
kontrolliert werden kann. Der Emissionsrechtehandel schafft einen effizienten Anreiz zur 
Emissionsvermeidung und ist dabei vermeidungskostensensibel. Auch eignet sich der 
Ansatz zu einer weitergehenden Einschränkung der Emissionen durch die direkte 
Kontrolle der zugelassenen Menge. Genau wie die Umweltabgaben eignen sich allerdings 
auch Emissionszertifikate nicht, um Umweltverschmutzung an besonderen Stellen (hot 


